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1 Einleitung 

1.1 Auf seiner Tagung vom 21. April dieses Jahres 
hat der Rat der Energieminister die Bedeutung 
der Energieziele der Gemeinschaft für 1990 her- 
vorgehoben und die Kommission aufgefordert, 
die Fortschritte bei der Erreichung dieser Ziele 
zu analysieren. Die Kommission hat aus dieser 
Analyse den Schluß gezogen, daß die derzeitige 
Politik nicht ausreicht, um die Ziele der Gemein- 
schaft zu verwirklichen, vor allem nachdem der 
Impuls, den die Energiestrategie durch die 
Marktkräfte erhalten hat, durch niedrigere Öl- 
preise gedämpft wurde. 

Zur Stärkung dieser Strategie unterbreitet die 
Kommission dem Rat in einer gesonderten Mit- 
teilung 1 ) ein beschleunigtes fünfjähriges Ak- 
tionsprogramm für den Energiebereich und den 
Bereich der Energieforschung und -entwicklung. 
Einer der tragenden Gedanken dieser Mitteilung 
ist die Notwendigkeit, auf Gemeinschaftsebene 
die Verwendung materieller und finanzieller 
Ressourcen zu optimieren. Dieser Gedanke be- 
zieht sich vor allem auf den Sektor der festen 
Brennstoffe, deren Verbrauch hinter den Voraus- 
schätzungen zurückbleibt und stagniert. Trotz 
der beträchtlichen Beihilfen, die von den Produ- 
zentenstaaten gezahlt werden, ist ein bedeuten- 
der Anteil der Kohleproduktion unter den ge- 
genwärtigen Umständen im Verhältnis zur ein- 
geführten Kohle nicht wettbewerbsfähig. Daher 
haben die Einfuhren ein hohes Niveau erreicht; 
die Erzeugung ist auf dem gleichen Stand ge- 
blieben, während die Lagerbestände der Produ- 
zenten weiterhin zunehmen. Diese Situation ist 
eine Quelle für Verschwendung und Inkohärenz. 
Die Berücksichtigung der Größe des Gemein- 
schaftsmarktes, eine bessere Koordinierung der 
auf Gemeinschaftsebene zu ergreifenden Maß- 
nahmen, müßten es möglich machen, Ver- 
schwendungen zu verringern sowie die Flexibili- 
tät des Angebotes an festen Brennstoffen zu stei- 
gern, und dies zum Vorteil aller: der Produzen- 
ten und der Verbraucher. Dies setzt voraus, daß 
die Gemeinschaftsmaßnahme auf einem Pro- 
gramm mit minimaler Glaubwürdigkeit beruht, 
und zwar im Hinblick auf die finanziellen Ver- 
fügbarkeiten als auch hinsichtlich eines Rah- 
mens, der deren Kontinuität sichert. 

1.2 Wie die Energieminister - vor allem auf ihrer 
informellen Tagung vom Dezember 1982 in Ko- 
penhagen - bestätigt haben, stellt eine globale, 
ausgewogene Politik auf dem Gebiet der festen 
Brennstoffe in diesem Zusammenhang einen we- 
sentlichen Fortschritt dar, der erzielt werden 
muß. 

1.3 Die Orientierungsdebatte, die der Rat am 
21. April 1983 anhand des von der Kommission 
erstellten Arbeitsprogramms [Dok. KOM(83) 54 
endg.] geführt hat, hat gezeigt, daß sich die Dis- 
kussion auf vier Fragen konzentrieren sollte, die 

*) Dokument KOM(83) 315 endg. 


für die Zukunft der festen Brennstoffe in der 
Gemeinschaft von grundlegender Bedeutung 
sind: 

— Welche Hindernisse stehen einem verstärk- 
ten Einsatz fester Brennstoffe im Wege? 

— Auf welche Weise können Forschung und 
Entwicklung dazu beitragen, den Verbrauch 
fester Brennstoffe zu steigern? 

— Welche Bedeutung hat eine Gemeinschafts- 
produktion unter annehmbaren wirtschaft- 
lichen Bedingungen für die Sicherheit der 
Energieversorgung? 

— Welche Rolle hat die Gemeinschaft in dieser 
Hinsicht bei der Lösung sozialer Probleme zu 
spielen? 

1.4 In der vorliegenden Aufzeichnung prüft die 
Kommission nacheinander diese vier Fragen und 
nennt zu jedem Punkt die Maßnahmen, die sie 
dem Rat bereits vorgeschlagen hat bzw. jetzt 
vorschlägt. Bei ihrem Schritt hat die Kommission 
die Bedenken der Verbraucher berücksichtigt 
und nach den Hindernissen geforscht, die sich 
einer verstärkten Verwendung fester Brennstoffe 
entgegenstellen. Auch hat sie geprüft, wie die 
festen Brennstoffe den Besorgnissen der Ver- 
wender hinsichtlich der Versorgungssicherheit, 
auf wirtschaftlicher Ebene und in bezug auf Ver- 
wendungsbequemlichkeit und Umweltschutz 
durch Bemühüngen in Forschung und Entwick- 
lung besser Rechnung tragen können. Außer- 
dem hat sie untersucht, wie die Gemeinschafts- 
kohle ihre Position durch wettbewerbsfähige 
Preise verbessern könnte. 

Die von der Kommission zuvor unterbreiteten 
Basisdokumente betreffend Kohle [KOM(82) 41 
eng.] sowie Braunkohle und Torf [KOM(82) 649] 
werden in den Vermerk der Kommission nicht 
vollinhaltlich wieder aufgenommen, doch wird 
diesen Papieren und den Diskussionen, die sie 
im Rat ausgelöst haben, voll Rechnung getragen. 
Die Maßnahmen, die die Gemeinschaft auf dem 
Gebiet der festen Brennstoffe bereits getroffen 
hat, werden in diesem Vermerk auch nicht alle 
erwähnt, sondern im Anhang aufgeführt. 


2 Hindernisse für einen verstärkten Einsatz fester 
Brennstoffe 

2.1 Im Jahre 1982 entfielen vom gesamten Energie- 
verbrauch der Gemeinschaft auf feste Brennstof- 
fe 24,3 v.H., und zwar das Äquivalent von 
178,5 Mio. t RÖE auf Steinkohle (20,5 v.H.) und 
33 Mio. t RÖE auf Braunkohle und Torf 
(3,8 v. H.). Dieser Verbrauch stagniert seit meh- 
reren Jahren, doch haben die festen Brennstoffe 
gegenüber den Mineralölerzeugnissen einen be- 
deutenden Wettbewerbsvorteil 2 ), zu dem noch 

2 ) Im Jahre 1982 betrug der Preisvorteil der Kohle gegenüber 
den Kohlenwasserstoffen bei gleichem Heizwert auf der 
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zahlreiche einzelstaatliche Anreizmaßnahmen 
hinzukommen. Diese für die festen Brennstoffe 
günstigen Faktoren hätten eigentlich eine groß- 
angelegte Umstellung von mit Kohlenwasser- 
stoffen betriebenen Anlagen oder die Errichtung 
neuer, mit festen Brennstoffen befeuerten Anla- 
gen erleichtern müssen. Ein Ersatz von Mineral- 
ölerzeugnissen durch feste Brennstoffe war auch 
tatsächlich bei den Großverbrauchern, wie den 
Zementherstellern oder Stromerzeugern, zu ver- 
zeichnen. Im Jahre 1982 haben letztere 
182 Mio. t 3 ) Kohle gegenüber 140 Mio. t im Jahre 
1973 verbraucht. Die Wettbewerbsfähigkeit der 
festen Brennstoffe hat jedoch allein nicht ausge- 
reicht, um in allen Verwendungsbereichen eine 
wesentliche Steigerung des Verbrauchs zu be- 
wirken. Die Ursache hierfür bilden Erwägungen 
verschiedener Art, wie beispielsweise die Ver- 
sorgungssicherheit, die Kosten der Erstinvestitio- 
nen, der Umweltschutz sowie psychologische 
Hindernisse. Es bleiben noch zusätzliche Ver- 
brauchsmöglichkeiten für feste Brennstoffe bei 
den Verwendern der Gemeinschaft übrig, und 
dies ist besonders der Fall bei den nichtproduzie- 
renden Mitgliedstaaten. 

Die Kommission hat bereits einige Maßnahmen 
ergriffen, um den Einsatz fester Brennstoffe zu 
steigern: 

— Der Rat hat am 21. April 1983 zwei Empfeh- 
lungen an die Mitgliedstaaten angenommen, 
die sich auf den Anreiz zu Investitionen zur 
Begünstigung der Umstellung und der erneu- 
ten Umstellung von Mineralöl auf feste 
Brennstoffe 

— in Verbrennungseinrichtungen in der In- 
dustrie mit Ausnahme der Eisen- und 
Stahlindustrie und des Energiesektors, 

— in Kesseln in öffentlichen Gebäuden und 
im Bereich der Fernheizung 

beziehen. 

Diese Empfehlungen verlangen außerdem 
von den Mitgliedstaaten, der Kommission am 
Ende eines jeden Jahres die auf diesem Ge- 
biet ergriffenen Maßnahmen mitzuteilen, da- 
mit die Kommission dem Rat jedes Jahr in 
geeigneter Form Bericht erstatten kann. 

— Die Kommission hat eine im ABI. EG vom 
31. Dezember 1982 (Nr. C 343) veröffentlichte 
Entscheidung getroffen, die es ermöglicht, im 
Rahmen von Artikel 54.2 des EGKS-Vertrages 
Darlehen zu verbilligten Zinssätzen für Inve- 
stitionen zur Förderung des Verbrauchs an 
Gemeinschaftskohle zu gewähren. Mit Hilfe 
dieser Darlehen können Einrichtungen und 


Stufe des industriellen Nutzers im Durchschnitt 35 v. H. 
Den vorliegenden Angaben zufolge weisen Braunkohle 
und Torf für ihre spezifischen Verwendungszwecke noch 
größere relative Kostenvorteile auf. 

3 ) t = Tonne 


Geräte finanziert werden, die der Verbren- 
nung, der Umwandlung, der Lagerung und 
der Aufbereitung der Kohle sowie der Be- 
handlung und der Beseitigung der Abgase 
dienen. Die 1983 im EGKS-Haushalt zur Ver- 
fügung stehenden Beträge von insgesamt 
9 Mio. ECU erlauben es, Darlehen im Ge- 
samtbetrag von 60 Mio. ECU fünf Jahre lang 
mit Zinszuschüssen von drei Prozentpunkten 
auszustatten. 

Zu diesen zinsverbilligten Darlehen kommen 
EGKS-Darlehen gemäß Artikel 54 des EGKS- 
Vertrages hinzu. Im Jahre 1982 hat die Kom- 
mission beschlossen, Darlehen von 832 Mio. 
ECU für Verbrauchseinrichtungen zu gewäh- 
ren (Dampfkraftwerke, Industrie). 

— Zum anderen hat die Kommission dem Rat 
einen Vorschlag unterbreitet, der gegenwär- 
tig erörtert wird und sich auf die Gewährung 
finanzieller Anreize für bestimmte Investi- 
tionskategorien im Bereich der rationellen 
Energienutzung bezieht, von denen einige 
auf die gesteigerte Verwendung fester Brenn- 
stoffe abzielen; dabei handelt es sich um: 

— die Valorisierung der Abwärme fester 
Brennstoffe für Fernwärmenetze, 

— die Umstellung von Einrichtungen zur 
Mineralölverbrennung in der Industrie auf 
feste Brennstoffe, 

— die Vorbereitung fester Brennstoffe für an- 
dere Verwender als Elektrizitätswerke und 
Kokereien. 

Von denen im Haushaltsvoranschlag 1984 für 
diese Aktion vorgesehenen 65 Mio. ECU sind 
etwa 30 Mio. ECU für die Verwendung fester 
Brennstoffe bestimmt. 

Die Kommission untersucht fortgesetzt mit 
besonderer Aufmerksamkeit die Hindernisse 
für die Verwendung fester Brennstoffe und 
die am besten geeigneten Maßnahmen, deren 
Einsatz in den einzelnen Sektoren zu fördern, 
namentlich in der Industrie. Dies um so mehr, 
als die jüngsten Ölpreisentwicklungen den 
bisher vorhandenen Preisvorsprung für Kohle 
zu verringern drohen. Eine Verstärkung der 
einzelstaatlichen und gemeinschaftlichen Ak- 
tionen in diesem Bereich ist notwendig. 

2.2 Allgemeine Faktoren, die den Verbrauch beein- 
flussen 

2.2.1 Versorgungssicherheit 

Die Gewißheit, daß die Kohlelieferungen mittel- 
und langfristig gesichert sind, bildet einen wich- 
tigen Faktor bei den Entscheidungen potentiel- 
ler Investoren. Für die Verbraucher in der Ge- 
meinschaft beruht die Versorgungssicherheit auf 
der Produktion der Gemeinschaft, die in Kapi- 
tel IV erörtert wird, sowie auf den Kohleeinfuh- 
ren aus Drittländern. 
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Die Einfuhr von Kohle ist in den letzten zehn 
Jahren beträchtlich, und zwar von 10 v. H. 
(30 Mio. t) auf 22 v. H. (70 Mio. t) des Verbrauchs 
gestiegen. Die Herkunftsländer liegen in unter- 
schiedlichen geographischen Zonen (hauptsäch- 
lich USA, Australien, Südafrika und Polen). Die 
nutzbaren Reserven dieser Länder sind groß ge- 
nug, um den absehbaren Einfuhrbedarf der Ge- 
meinschaft zu decken, der im Jahre 2000 das 
Dreifache der gegenwärtig importierten Menge 
betragen könnte. 

Die Einfuhren bergen allerdings mögliche Risi- 
ken. Schwierigkeiten in einigen Ausfuhrländern, 
wie sie 1981 auf getreten sind, könnten die Aus- 
fuhren dieser Länder stören. Da die politische 
und geographische Vielfalt der Exporteure je- 
doch eine geschickte Risikostreuung ermöglicht, 
dürften langfristige Verträge sowie die Vorrats- 
haltung in der Gemeinschaft die Gefahren einer 
Versorgungsunterbrechung weitgehend be- 
grenzen. 

Die Kommission wird mit den wichtigsten Kohle- 
ausfuhrländern einen regelmäßigen Dialog un- 
terhalten, damit die Versorgung von außerhalb, 
sowohl kurzfristig als auch mittel- und langfristig 
gesehen, so sicher wie möglich erfolgt. 

2.2.2 Unsicherheit bezüglich der Preise 

Die potentiellen Verbraucher fester Brennstoffe, 
die beabsichtigen, in neue Anlagen oder Umstel- 
lungen zu investieren, müssen die Gewähr ha- 
ben, daß der Preisvorteil der festen Brennstoffe 
gegenüber dem Erdöl und dem Gas langfristig 
bestehen bleibt. Dieser Vorteil dürfte langfristig 
gesichert sein; eine größere Unsicherheit besteht 
auf kurze Sicht, wo die Kohle unter den Druck 
des schweren Heizöls geraten könnte, falls der 
Preis für Rohöl erheblich sinken würde. Die Un- 
sicherheit auf kurze Sicht könnte das Vertrauen 
der Investoren schmälern. Die Kommission wird 
dieser Tendenz entgegenwirken, vor allem mit 
einem Beitrag zur Transparenz der Marktpreise 
durch die Veröffentlichung ihres Energiepreis- 
Bulletins. 

2.2.3 Infrastrukturen 

Für die nächsten Jahre ist damit zu rechnen, daß 
die Infrastruktur - insbesondere Straßen, Häfen 
und Verkehrsmittel - der Gemeinschaft für zu- 
nehmende Transportmengen fester Brennstoffe 
ausreicht. Wenn sich die Kohleeinfuhr bis zum 
Jahre 2000 tatsächlich verdreifacht, müssen um- 
fangreiche Investitionen getätigt werden, damit 
die Kohle angemessen angelandet und behan- 
delt werden kann. Die vorhandenen Gemein- 
schaftsinstrumente, d.h. die EGKS-Darlehen, die 
EIB, das NCI und der EFRE, stehen selbstver- 
ständlich zur Lösung dieser Probleme zur Ver- 
fügung. 

Die Untersuchungen über die Probleme der In- 
frastruktur müssen noch vertieft werden. Sie 
müßten sich, wenn notwendig, auf Vorschläge 


der Kommission beziehen, eventuell auftreten- 
den Schwierigkeiten zu begegnen. 

2.2.4 Umwelt 

Die Verwendung fester Brennstoffe kann ernste 
Probleme für die Gesundheit und die Umwelt 
aufwerfen, falls keine entsprechenden Vorkeh- 
rungen getroffen werden. So ist der Europäische 
Rat auf seiner letzten Tagung auf die Folgen des 
sauren Regens hingewiesen worden, und dieses 
Problem steht auf der Tagesordnung seiner 
nächsten Tagung. Was die Konzentration von 
S0 2 und Schwebestaub in der Luft betrifft, so hat 
die Gemeinschaft bereits Grenzwerte und Leit- 
werte festgesetzt (Richtlinie 80/779/EWG). 

Im Rahmen des dritten Aktionsprogramms der 
EWG für den Umweltschutz hat die Kommission 
dem Rat kürzlich einen neuen Richtlinienvor- 
schlag 4 ) zur Bekämpfung der Luftverunreini- 
gung durch Industrieanlagen unterbreitet, der 
insbesondere die Kokereien, die Kohlever- 
gasungs- und Kohleverflüssigungsanlagen, die 
Wärmekraftwerke und andere Verbrennungsan- 
lagen mit einer Wärmeleistung von mehr als 
50 MW betrifft. Dieser Vorschlag kann natürlich 
Mehrkosten bei den Investitionen verursachen. 
Diese Mehrkosten dürften normalerweise einige 
Prozent nicht übersteigen, könnten allerdings in 
einigen Fällen erheblich höher sein (beispiels- 
weise bei Kohle kraft werken mit einer Anlage 
zur Rauchgasentschwefelung). Angesichts der 
Wettbewerbsfähigkeit der Kohle gegenüber dem 
öl könnte die Industrie jedoch in der Lage sein, 
die Erhöhung der Investitionskosten zu verkraf- 
ten. Wenn sich heraussteilen sollte, daß die 
Mehrbelastung durch die Notwendigkeiten des 
Kampfes gegen die Umweltschäden zu einer 
Bremse für die Durchführung derjenigen Investi- 
tionen wird, die als wichtig anzusehen sind, um 
die gemeinschaftlichen energiewirtschaftlichen 
Ziele zu erreichen, dann wird die Kommission 
die dadurch entstandene Lage überprüfen. 

Die Gemeinschaft betreibt weiter Forschungs- 
und Entwicklungsarbeiten zur Messung und 
Verminderung der Luftverschmutzung. Es laufen 
Arbeiten im Zusammenhang mit der Konversion 
von Luftverschmutzungsstoffen sowie mit der Er- 
höhung des C0 2 -Gehalts der Luft. Zum Problem 
der Ascheverwendung will die Kommission 
einen Erfahrungsaustausch zwischen den Mit- 
gliedstaaten organisieren. 

Der quotengebundene Teil des Europäischen 
Fonds für Regionalentwicklung (EFRE) gewährt 
bereits für Bergbaureviere, die in der Gemein- 
schaft ebenfalls als staatliche Fördergebiete an- 
gesehen wurden, Beihilfen zur Sanierung und 
Weiterentwicklung von Gelände für andere wirt- 
schaftliche Zwecke. Gegebenenfalls kann die 
quotenfreie Abteilung bei möglicherweise auf- 
tauchenden Umstrukturierungsproblemen ein- 
gesetzt werden. 

4 ) KOM(83) 173 
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2.3 Sonderfaktoren, die den Verbrauch beein- 
flussen 

2.3.1 Elektrizitätswerke 

Mit 60 v. H. des Gesamtverbrauchs an festen 
Brennstoffen stellen die Elektrizitätswerke den 
größten Absatzmarkt dar. Die Zunahme des Ver- 
brauchs in diesem Sektor hängt weitgehend mit 
der allgemeinen Wirtschaftslage zusammen. We- 
gen der Wirtschaftskrise haben die Stromerzeu- 
ger nun ihre Vorausschätzungen der Produk- 
tionskapazitäten nach unten revidiert. Die Vor- 
ausschätzungen für die Inbetriebnahme mit fe- 
sten Brennstoffen befeuerter Kraftwerke zwi- 
schen 1980 und 1990 sind gegenüber der Vor- 
ausschätzung von 1981 leicht zurückgegangen. 

Die Zunahme des Verbrauchs fester Brennstoffe 
hängt weiterhin vom Rückgang des Anteils der 
Mineralöl- und Gaserzeugnisse ab, die 1982 
noch 24 v. H. der Stromerzeugung ausmachten. 
Die Kommission verfolgt aufmerksam die An- 
wendung der beiden Richtlinien vom Jahre 
1975 5 ), mit denen der Einsatz von Erdgas und 
Mineralölerzeugnissen begrenzt wird. Diese 
Richtlinien untersagen ganz allgemein die Er- 
richtung neuer öl- und erdgasbefeuerter Kraft- 
werke und lassen die Verlängerung von Erdgas- 
Lieferverträgen nur in Ausnahmefällen zu. 

Das Ziel, im Jahre 1990 zwischen 70 und 75 v. H. 
des Stroms aus festen Brennstoffen und Kern- 
energie zu erzeugen, ist zwar auf Gemein- 
schaftsebene schon jetzt erreicht, doch ist die 
Situation in den einzelnen Mitgliedstaaten sehr 
unterschiedlich 6 ), da einige von ihnen noch fast 
70 v. H. ihres Stroms aus Kohlenwasserstoffen er- 
zeugen. Die betreffenden Mitgliedstaaten müs- 
sen die notwendigen Maßnahmen ergreifen. Die 
Kommission hält es in diesem Bereich im Augen- 
blick nicht für erforderlich, auf Gemeinschafts- 
ebene zusätzliche Maßnahmen zu den bereits 
geltenden zu treffen, wird jedoch die Anwen- 
dung der Richtlinien vom Jahre 1975 verstärkt 
überwachen. 


5 ) ABI. EG L 178 vom 9. Juli 1975, S. 24 und 26 

6 ) 1982: Energieverbrauch bei der Stromerzeugung in den 

Mitgliedstaaten (in v. H.) 

Strom aus öl (ö) und Erdgas (G) 



Ö 

G 

Ö+ G 

D 

5,6 

9,1 

14,7 

F 

10,0 

1,7 

11,7 

I 

59,2 

7,1 

66,3 

NL 

21,3 

45,5*) 

66,8 

B 

24,2 

4,8 

29,0 

L 

13,9 

0,4 

14,3 

UK 

11,7 

0,7 

12,4 

IRL 

26,2 

47,5 

73,7 

DK 

8,5 

0,0 

8,5 

GR 

31,7 

0,0 

31,7 

EUR 10 

16,8 

6,9 

23,7 


* ) Es handelt sich um eine transitorische Phase, da im Bau befind- 
liche Kohlekraftwerke auf mittlere Sicht zur Verringerung des 
Gasanteils in der Stromerzeugung führen werden. 


2.3.2 Übrige Industrie 

In ihrer Mitteilung vom 6. Mai 1981 [KOM(81) 
229] hat sich die Kommission mit den Problemen 
der Substitution von öl durch Kohle in der „übri- 
gen Industrie" 7 ) beschäftigt. Der Markt für feste 
Brennstoffe in der „übrigen Industrie" gehört zu 
den Bereichen, wo die Steinkohle in den letzten 
20 Jahren besonders große Anteile an Heizöl und 
Erdgas verloren hat. Theoretisch scheint bei der 
Wärmeerzeugung der „übrigen Industrie" ein 
erhebliches Substitutionspotential vorhanden zu 
sein, denn im Jahre 1960 machten Steinkohle 
und Koks noch den größten Teil des Wärmever- 
brauchs dieses Sektors aus, während sich dieser 
Verbrauch 1982 nur noch auf 21 Mio. t belief, der 
Ölverbrauch dagegen 110 Mio. t Kohle ent- 
sprach. 

Wegen der großen Anzahl kohleverbrauchender 
Unternehmen, wegen der vielfältigen Ver- 
brauchsarten und mangels statistischer Angaben 
läßt sich dieser Sektor schwer umreißen. 

Dank der bereits vorgenommenen Umstellungen 
nimmt der Kohleverbrauch im Bereich der „übri- 
gen Industrie" zu. Im Jahre 1982 ist er gegen- 
über 1981 um 20 v. H. gestiegen, was eine pro- 
zentual bedeutende, absolut gesehen jedoch nur 
schwache Zunahme darstellt. 

In den Großverbraucherindustrien, beispielswei- 
se in den Zementfabriken, ist die Umrüstung auf 
Kohle in mehreren Ländern praktisch abge- 
schlossen und geht in den anderen Ländern wei- 
ter, so daß die Aussichten der Kohle in der Ze- 
mentindustrie nunmehr begrenzt sind. 

Obwohl die festen Brennstoffe einen Wettbe- 
werbsvorteü besitzen, können sie sich in der 
„übrigen Industrie" nur langsam und unzurei- 
chend durchsetzen. 

Diese relative Unbeweglichkeit erklärt sich in 
erster Linie daraus, daß die Kosten der Investitio- 
nen für eine mit festen Brennstoffen betriebene 
Anlage 1,5- bis 3mal höher sind als die Kosten 
für die Erneuerung oder Errichtung einer mit 
Heizöl gefeuerten Anlage. Außerdem wird der 
Preisvorteü der festen Brennstoffe durch höhere 
Kosten für die Wartung der Anlagen und für die 
Behandlung der Rückstände und Schadstoffe 
teüweise zunichte gemacht. Bei Umstellungsin- 
vestitionen dürfte die Rücklaufzeit je nach Indu- 
striezweig zwei bis drei Jahre im Falle der Groß- 
verbraucher und fünf bis sechs Jahre für diejeni- 
gen Industriezweige betragen, in denen die 
Brennstoffkosten nicht mehr als 5v. H. der Pro- 
duktionskosten ausmachen. 

Zahlreiche Industrien sind erst vor verhältnismä- 
ßig kurzer Zeit von festen Brennstoffen zu öl, 


') Übrige Industrie: Sämtliche Industriezweige, mit Aus- 
nahme der Elektrizitätswerke, der Kohle- und Stahlindu- 
strie, der Chemierohstoffe und der Vergasung und Ver- 
flüssigung 
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Gas und Strom übergegangen und haben be- 
rechtigte Bedenken, noch nicht amortisierte An- 
lagen zu ändern. Außerdem gibt es psycholo- 
gische Hindernisse, die sich aus mangelnder 
Kenntnis der festen Brennstoffe, aus dem Fehlen 
von Fachleuten für derartige Brennstoffe und aus 
dem Mißtrauen gegenüber einem Brennstoff er- 
klären, der viel Platz in Anspruch nimmt und 
Verschmutzung verursachen kann. 

Zu den auf der Ebene der Gemeinschaft und der 
Mitgliedstaaten bereits getroffenen gesetzgebe- 
rischen und finanziellen Maßnahmen müssen 
weitere Anreize hinzukommen. Die Kommission 
legt großen Wert darauf, daß der Rat ihren Vor- 
schlag bezüglich finanzieller Anreize zugunsten 
bestimmter Arten von Investitionen im Bereich 
der rationellen Energienutzung annimmt, mit 
denen in der Hauptsache ein verstärkter Ein- 
satz fester Brennstoffe gefördert werden soll 
[KOM(82) 357]. 

Schlußfolgerung: 

Verstärkter Verbrauch fester Brennstoffe 

Infrastrukturen: 

— koordinierte Nutzung der vorhandenen Mög- 
lichkeiten; 

Umwelt: 

— Verabschiedung der Richtlinie zur Bekämp- 


schaft ist auf diesem Gebiet schon seit langem 
tätig, und diese Anstrengungen müssen fortge- 
setzt und sogar verstärkt werden. 

3.1.2 Größere Bedeutung muß man der Verbesserung 
der gegenwärtigen Verfahren zur Verwendung 
der festen Brennstoffe sowie der Vermarktung 
der neuen Technologien beimessen. Wenn die 
festen Brennstoffe an die Stelle der Kohlenwas- 
serstoffe treten sollen, dann muß ihre Verwen- 
dung für industrielle Zwecke praktischer und 
attraktiver gemacht werden. Auf der Ebene der 
FuE sind erhebliche Anstrengungen erforderlich, 
um die Verbrennung, die Handhabung und Auf- 
bereitung der festen Brennstoffe zu erleichtern, 
deren Eigenschaften (Platzbedarf, Staubent- 
wicklung, Schwierigkeiten bei der Verwendung) 
gegenwärtig einem verstärkten Einsatz im Wege 
stehen. 

Kurz- und mittelfristig gesehen sind die Aussich- 
ten besonders günstig im Wärmesektor, wo in 
den letzten Jahren bereits wesentliche Fort- 
schritte bei der Entwicklung von Technologien 
wie der Wirbelschichtverbrennung, der Verwen- 
dung von Öl-Kohle- oder Kohle- Wasser-Suspen- 
sionen und bei der Verbesserung der Konzeption 
und Steuerung der Kessel erzielt worden sind. 
Viele dieser Fortschritte sollten bald allgemeine 
Anwendung in der Industrie, wie bei der Verbes- 
serung des Betriebs der Elektrizitätswerke, 
finden. 


fung der Luftverunreinigung durch Industrie- 
anlagen durch den Rat; 

— Weiterführung und in einigen Fällen Ausbau 
der Programme und Beihilfen der Gemein- 
schaft; 

— Erfahrungsaustausch der Mitgliedstaaten 
über die Verwendung von Flugasche; 

Elektrizi tä tswerke: 

— Stärkere Überwachung der Anwendung der 
Richtlinien vom Jahre 1975 über die Verwen- 
dung von Heizöl und Erdgas in Kraftwerken; 

Übrige Industrie: 

— Verabschiedung der Verordnung über finan- 
zielle Anreize zugunsten bestimmter Arten 
von Investitionen im Bereich der rationellen 
Energienutzung durch den Rat. Im Vorent- 
wurf des Haushaltsplans 1984 sind hierfür 
65 MECU veranschlagt, davon 30 MECU zu- 
gunsten des Zinssatzes fester Brennstoffe. 

3 Rolle der Forschung und Entwicklung und der 
Demonstration 

3.1 Allgemeine Erwägungen 

3.1.1 Die Forschung und Entwicklung hat bei der Mo- 
dernisierung der Produktionsfaktoren und bei 
der Erhöhung der Produktivität der Betriebe eine 
grundlegende Rolle zu spielen. Die Gemein- 


Längerfristig gesehen dürften die Verfahren zur 
Verflüssigung und Vergasung fester Brennstoffe 
neue Absatzmöglichkeiten eröffnen. Nach dem 
derzeitigen Stand der Kenntnisse scheint die 
Vergasung sowohl technisch als auch wirtschaft- 
lich aussichtsreicher zu sein, während bei der 
Verflüssigung schwierigere technische Probleme 
auftreten. Bevor man sich endgültig zur Zukunft 
dieser beiden Technologien äußern kann, sind 
jedoch noch umfangreiche Forschungs-, Ent- 
wicklungs- und Demonstrationsarbeiten not- 
wendig. 

3.2 FuE- Arbeiten 

3.2.1 Im Rahmen der EGKS- Vorhaben für technische 
Forschung wurden mit den mittelfristigen Leit- 
linien für die Unterstützung der Kohleforschung 
(1981 bis 1985) die vorrangigen Bereiche festge- 
legt, die sich künftig auf die Probleme der Pro- 
duktion konzentrieren müssen. 

— - Bergtechnik: Ziel der Forschung ist im 
wesentlichen eine bessere Ausnutzung der 
Maschinen mit Hilfe moderner Verfahren der 
Betriebsführung (Mikroprozessoren und elek- 
tronische Verfahren); 

— mechanische Aufbereitung der Kohle zur 
Verbesserung der Qualität der gelieferten 
Produkte; 

— Verkokung als Veredelung der Kohle. 
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Die Beihilfen, die für diese Forschung aus dem 
EGKS-Haushalt gewährt werden, belaufen sich 
1983 auf 19,5 Mio. ECU. Soweit es der EGKS- 
Haushalt erlaubt, sollten sie in den kommenden 
Jahren erhöht werden. 

3.2.2 Im dritten Vierjahresprogramm für Energiefor- 
schung, das in allernächster Zeit von der Kom- 
mission verabschiedet werden sollte, ist ein 
Unterprogramm für neue Methoden zur Verwen- 
dung fester Brennstoffe vorgesehen. Geplant 
sind Maßnahmen in den Bereichen der Entwick- 
lung neuer Verbrennungstechniken, des Um- 
weltschutzes, der Entwicklung fortgeschrittener 
Stromerzeugungssysteme, der Entwicklung klei- 
ner Gaserzeuger und der Vereinfachung der 
Verwendung von Ausrüstungen für feste Brenn- 
stoffe. 

Diese Maßnahmen, mit denen man die Verringe- 
rung der Abhängigkeit vom öl durch umfang- 
reicheren Einsatz von Steinkohle, Braunkohle 
und Torf fördern will, verlangen hohe finanzielle 
Aufwendungen: Für den Vierjahreszeitraum 
sind 63 Mio. ECU vorgesehen. Mit dem neuen 
Programm wird eine Zusammenarbeit mit den 
Brennstoffverbrauchern und den Anlagenbauern 
herbeigeführt. Diese Zusammenarbeit und ein 
leichter Zugang zu den daraus resultierenden 
Ergebnissen werden von besonderem Nutzen für 
die Mitgliedstaaten sein, die ihre Industrie auf 
Kohle Umrüsten wollen, denen es jedoch an 
Erfahrungen aus jüngster Zeit mangelt und die 
nur über eine begrenzte FuE-Infrastruktur ver- 
fügen. 

Dieses Programm sollte vom Rat bis Ende 1983 
verabschiedet werden. 

3.3 Demonstrations Vorhaben 

Die Kommission möchte hervorheben, daß sie 
großen Wert darauf legt, daß die technische und 
kommerzielle Lebensfähigkeit neuentwickelter 
Verfahren demonstriert wird. Im Jahre 1982 hat 
sie dem Rat ein neues Fünfjahresprogramm für 
Demonstrationsvorhaben im Bereich der festen 
Brennstoffe unterbreitet. 

Dieses Programm betrifft unter anderem: 

— die Verflüssigung und Vergasung fester 
Brennstoffe: Hierbei handelt es sich darum, 
das erste Vierjahresprogramm weiterzufüh- 
ren. Obwohl die Wirtschaftskrise und der 
Rückgang der ölpreise in mehreren Mitglied- 
staaten die Schwierigkeiten in diesem Be- 
reich vergrößert haben, darf man nach An- 
sicht der Kommission nicht in den Anstren- 
gungen nachlassen; 

— die Verwendung fester Brennstoffe: Dieses 
Programm betrifft die Durchführung von 
Demonstrationsvorhaben für neue Technolo- 
gien zur Verwendung fester Brennstoffe: Wir- 
belschichtkessel, kombinierte Kreisläufe, 
Verbrennung von Kohle - Flüssigkeits- Su- 


spensionen, Nutzung und Beseitigung der 
Abfälle von festen Brennstoffen. 

In ihren Finanzbögen hatte die Kommission 
für die Fünfjahresprogramme ursprünglich 
Mittel in Höhe von 94 ME CU für die Ver- 
gasung/Verflüssigung und von 64 MECU für 
die Verwendung der Brennstoffe beantragt. 
Diese Anträge werden zur Zeit im Rahmen 
der Diskussion der Verordnung über Demon- 
strationsvorhaben überprüft. 

Die Kommission ist daher der Ansicht, daß die 
Zwischenlösung für die einjährige Weiterfüh- 
rung des Demonstrationsprogramms, die Gegen- 
stand eines Konzertierungsverfahrens war, 
wahrscheinlich in Kraft treten kann und daß eine 
Lösung für die weiteren vier Jahre so bald wie 
möglich gefunden wird. 

Schlußfolgerungen 

— Aufstockung der Mittel des EGKS-Haushalts 
für die „technische Forschung Kohle " im 
Bereich der Produktion. Die Kommission 
wünscht, daß die derzeitigen Mittel (19,5 Mio. 
ECU) in Zukunft entsprechend den größeren 
Möglichkeiten des EGKS-Haushalts erhöht 
werden; 

— Verabschiedung des Unterprogramms „Ener- 
gie" des vierjährigen Forschungsprogramms 
für die Verwendung fester Brennstoffe durch 
den Rat. In dem Vorschlag sind pro Jahr 
63 Mio. ECU im Gesamthaushalt vorgesehen,- 

— baldmöglichst Verabschiedung neuer Ver- 
ordnungen für Demonstrationsvorhaben im 
Bereich der Verflüssigung und Vergasung 
fester Brennstoffe sowie im Bereich neuer 
Verbrennungsverfahren, für die im Gesamt- 
haushalt Mittel in Höhe von rund 44 Mio. 
ECU für 1984 vorgesehen sind. 

4 Bedeutung einer unter dem Gesichtspunkt der 
Wirtschaftlichkeit und der Versorgungssicher- 
heit zufriedenstellenden Gemeinschaftsproduk- 
tion 

4.1 Die Gemeinschaftsproduktion fester Brennstoffe 
verbürgt den Verbrauchern in der Gemeinschaft 
Sicherheit, muß jedoch unter verschiedenen 
Aspekten - sicherer Zugang, Preisstabilität, 
Wirtschaftlichkeit oder Unwirtschaftlichkeit der 
Produktion - analysiert und nuanciert werden. 

4.1.1 Zugang 

In den Förderländern bildet die nationale Pro- 
duktion wegen der Nähe der Produktionsorte, 
der Transportkapazitäten und der engen Han- 
delsverbindungen, die seit langem zwischen 
Produzenten und Verbrauchern bestehen, einen 
wichtigen Faktor der Sicherheit. Dieser sichere 
Zugang ist auch für die Mitgliedstaaten, die 
Gemeinschaftskohle einführen, gegeben. 


7 



Drucksache 10/512 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


Im Jahre 1982 sind innerhalb der Gemeinschaft 
16,5 Mio. t Steinkohle und 5,5 Mio. t Koks gehan- 
delt worden 8 ); 70 Mio. t Kohle wurden aus Dritt- 
ländern eingeführt. Dieser vergleichsweise ge- 
ringe innergemeinschaftliche Austausch ist in 
der Hauptsache preisbegründet. 

4.1.2 Preise 

Die Gemeinschaftsproduktion wirkt durch ihren 
Umfang (240 Mio. t im Jahre 1982) mäßigend auf 
die im maritimen Welthandel (186 Mio. t im Jah- 
re 1982) praktizierten Preise. Ein wesentlicher, 
brüsker Rückgang dieser Produktion könnte die 
auf dem Markt verfügbaren Mengen negativ 
beeinflussen. Die Aufrechterhaltung eines be- 
deutenden Produktionsniveaus bildet somit eine 
echte Sicherheit gegen plötzliche Schwankun- 
gen oder Erhöhungen der Kohlenpreise. Der 
Absatz der Gemeinschaftsförderung muß jedoch 
durch Verbesserung ihrer Wettbewerbsfähigkeit 
oder alle geeigneten Maßnahmen zur Preis- 
senkung bestmöglich gesichert werden. 

4.1.3 Wirtschaftlichkeit der Gemeinschaftsproduktion 
von Steinkohle 

Die Versorgungssicherheit, die die Gemein- 
schaftsproduktion bietet, richtet sich auch nach 
den Produktionsbedingungen. In ihrer Mittei- 
lung über die „Rolle der Kohle in der Energie- 
strategie der Gemeinschaft" hat die Kommission 
die Gemeinschaftsproduktion unter dem Ge- 
sichtspunkt der Rentabilität geprüft. Nach Kri- 
terien der wirtschaftlichen Lebensfähigkeit und 
der Wettbewerbsfähigkeit gegenüber den 
Importen hat sie die derzeitige Produktion in drei 
große Gruppen eingeteilt. 

Nach dieser Einteilung sind 20 bis 25v.H. der 
Gemeinschaftsproduktion (50 bis 60 Mio. t) abso- 
lut rentabel und können mit der Importkohle 
konkurrieren. Dieser Teil der Produktion kann 
als eine äußerst sichere Versorgung für die 
Gemeinschaft angesehen werden. Den Investi- 
tionen in den Bergwerken, die dieses Rentabili- 
tätsniveau sicherstellen können, ist hohe Priori- 
tät beizumessen. 

15 v. H. der Produktion, das heißt etwa 40 Mio. t, 
sind hoch defizitär und eindeutig nicht konkur- 
renzfähig. Dieser Teü der Produktion bietet nur 
eine zeitlich begrenzte Versorgungssicherheit, 
denn er wird nur durch hohe nationale Beihüfen 
aufrechterhalten. Wahrscheinlich werden die 
Mitgliedstaaten nicht bereit sein, diese Produk- 
tion unbegrenzt weiter zu finanzieren. In diesem 
Falle müßte diese Produktion eingestellt werden, 
und zwar bis zu einem Zeitpunkt, der weit- 
gehend von der Lösung der sozialen Probleme 
abhängt. 

8) Einfuhren aus den Produzentenländern der Gemeinschaft 
im Jahre 1982 (in Mio. t) 


B 

DK 

D 

F 

I LUX 

NL 

Steinkohle 1,9 

2 

2,4 

5,8 

2 — 

1,5 

Koks 0,4 


0,8 

1,8 

1,6 

0,6 


Der größte Teil der Gemeinschaftsproduktion (60 
bis 65 v. H.) ist gegenwärtig nicht rentabel (aller- 
dings marginal im Verhältnis zum Preis der 
Kohle, die im Rahmen langfristiger Verträge ein- 
geführt wird. Die derzeitigen Spotmarktpreise 
sollen - im Falle zahlreicher Bergwerke in Dritt- 
ländern - oft niedriger liegen als die Pro- 
duktionskosten plus Transportkosten). Die Wett- 
bewerbsfähigkeit dieser Produktion könnte je- 
doch durch Produktivitätssteigerungen infolge 
von Investitionen wesentlich verbessert werden. 
Abhängig ist sie außerdem von den Schwankun- 
gen der Preise für Import und insbesondere von 
den Schwankungen des Dollarkurses. Wie die 
jüngste Erfahrung zeigt, können diese Schwan- 
kungen rasch eintreten und von erheblichem 
Umfang sein. 

4.1.4 Schaffung eines besseren Gleichgewichtes auf 
dem europäischen Kohlenmarkt 

1. Der europäische Kohlenmarkt ist aus Grün- 
den, die im obigen Text angegeben wurden, 
strukturell unausgeglichen. Die Herstellung 
eines besseren Gleichgewichtes erfordert die 
Aufrechterhaltung hoher Investitionen, was 
aber wegen der prekären finanziellen Lage 
der Unternehmen des Steinkohlenbergbaus 
schwierig ist. 

Um die Situation zu erleichtern, hat die Kom- 
mission in der Vergangenheit im Rahmen von 
Artikel 54.1 des EGKS- Vertrages Zinsbonifi- 
kationen für Kredite an den Steinkohlenberg- 
bau gewährt, deren Beträge allerdings be- 
grenzt waren (5 bis 9 Mio. ECU pro Jahr). 
Diese Maßnahme war zwar nützlich,, sie muß 
aber im Zusammenhang mit den Zielen und 
Methoden, die im Rahmen des mehrjährigen 
Programms entwickelt wurden, neu über- 
dacht werden. 

2. Die Unternehmen des Steinkohlenbergbaus 
müssen gegenwärtig die Lasten hoher Hal- 
denbestände tragen (42 Mio. t Steinkohle und 
11 Mio. t Koks am Jahresende 1982). Diese 
Last bedeutet hohe Finanzierungskosten und 
schafft ein zweifaches Handicap: 

— die finanziellen Mittel für die Verbes- 
serung der Produktionsstruktur werden 
reduziert, 

— die Gesamtkosten werden beim Verkauf 
der Kohle erhöht. 

Langfristig erfordert die Lösung der Halden- 
bestandsprobleme globale Überlegungen, 
deren wichtigste Elemente die folgenden 
sind: 

— eine Maßnahme gegen die technischen 
und umweltmäßigen Schwierigkeiten, die 
eine zunehmende Verwendung von Kohle 
behindern; 

— eine Verbesserung der Aussichten für den 
Verkauf von Gemeinschaftskohle durch 
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Maßnahmen, die die Produktionskosten 
senken und die Entwicklung eines moder- 
nen, gesunden und kräftigen Steinkohlen- 
bergbaus fördern. 

3. Die Kommision glaubt, daß die Gemeinschaft 
eine Rolle in diesen Bereichen spielen sollte, 
denn die Wiederherstellung des Kohlemark- 
tes sollte sich unter Berücksichtigung seiner 
europäischen Dimension und der Energiezie- 
le der Gemeinschaft vollziehen. 

Bezüglich der technischen und umweltmäßi- 
gen Aspekte hat sich die Kommission im obi- 
gen Text ausgesprochen. Hinsichtlich der üb- 
rigen Aspekte wird die Kommission dem Rat 
in einer besonderen Mitteilung eine spezielle 
Verordnung auf der Grundlage von Arti- 
kel 235 des EWG-Vertrages vorschlagen, die 
. zum Ziel hat, nichtrückzahlbare Subventio- 
nen für Investitionen zu gewähren, mit denen 
die Produktivität der guten Schachtanlagen 
erhöht werden kann. 

Die Beihilfen werden erst gewährt, wenn die 
Kommission ein Programm zur Modernisie- 
rung und Neustrukturierung geprüft hat, das 
ihr jedes Unternehmen vorzulegen hat. 

Das Ziel dieses Programms müßte darin be- 
stehen, eine Produktion zu wettbewerbsfähi- 
gen Preisen im Rahmen der Marktaussichten 
zu schaffen. Bei der Würdigung des Pro- 
gramms wird die Kommission seine Auswir- 
kung auf die Entwicklung der Produktionska- 
pazitäten berücksichtigen. Wenn es notwen- 
dig sein sollte, angesichts der Entwicklung 
der Haldenbestände, könnte die Beihilfe mo- 
duliert werden in Abhängigkeit von der Ver- 
minderung von Produktionskapazitäten, die 
offensichtlich unrentabel sind. 

Die Beihilfen könnten bis zu 25 v. H. der ge- 
samten Investitionskosten betragen. Ein Be- 
trag von 300 Mio. ECU ist im Jahre 1984 für 
die Unterstützung der Investitionen im Be- 
reich der festen Brennstoffe vorgesehen; ein 
Teil davon ist - wie nachfolgend unter 4.1.5 
angegeben - für Braunkohle und Torf be- 
stimmt. Die Kommission beabsichtigt, für die 
folgenden vier Jahre Vorschläge in derselben 
Größenordnung zu machen. 

4. Da sich das Programm zur Modernisierung 
und Umstrukturierung auch auf die kurzfristi- 
ge Verminderung der Haldenbestände be- 
zieht, schlägt die Kommission vor, eine zu- 
sätzliche Beihilfe zu gewähren. 

Das allgemeine Ziel dieser Beihilfe wäre dazu 
beizutragen, die Haldenbestände auf ein nor- 
males Maß zurückzuführen, das ungefähr 
einer Produktion von ein oder zwei Monaten 
entsprechen würde. Ein solches Ergebnis 
könnte fortschreitend und in einem Zeitraum 
von drei Jahren erreicht werden, besonders 


wenn die beiden nachfolgend aufgeführten 
Maßnahmen kombiniert werden: 

— Anpassung der Produktion 

— Anpassung der Wettbewerbsstellung der 
Kohle in der Gemeinschaft 

Bei den gegenwärtigen Überlegungen geht 
die Kommission davon aus, daß die oben er- 
wähnte Beihilfe in Form einer Prämie zur Ver- 
minderung der Haldenbestände - und zwar 
nachträglich - gewährt würde. 

Der Erfolg eines solchen Systems ist nicht nur 
von der Initiative und der Verantwortung der 
Unternehmen, sondern auch von der der 
Staaten abhängig. 

Ein Betrag von 100 Mio. ECU ist 1984 für 
diese Maßnahme vorgesehen. Die Kommis- 
sion behält sich vor, für die folgenden zwei 
Jahre Vorschläge in derselben Größenord- 
nung zu machen, falls sich herausstellt, daß 
die Situation bei den Haldenbeständen weiter 
kritisch bleibt. Das von der Kommission ange- 
strebte Ziel besteht darin, die Haldenbestän- 
de um ungefähr 30 Mio. t zu verringern. 

Im Hinblick auf ein besseres Gleichgewicht 
des europäischen Marktes wird die Kommis- 
sion geeignete Maßnahmen prüfen, um die 
Transparenz der Preisbildung für Gemein- 
schaftskohle und auch den Mechanismus der 
Gegenüberstellung von Angebot und Nach- 
frage, insoweit hierdurch die Verkaufsfähig- 
keit der Gemeinschaftskohle gefördert wird, 
zu verbessern. 

4.1.5 Produktion von Braunkohle und Torf 

Im Rahmen der Gemeinschaftsproduktion fester 
Brennstoffe sind Braunkohle und Torf zu erwäh- 
nen. Für drei Mitgliedstaaten, nämlich die Bun- 
desrepublik Deutschland, Irland und Griechen- 
land, bilden diese Brennstoffe eine Versorgungs- 
quelle, die sowohl hinsichtlich ihrer Kosten als 
auch hinsichtlich der Versorgungssicherheit von 
beträchtlichem Interesse ist 9 ). Ferner ist festzu- 
stellen, daß Griechenland und Irland gegenwär- 
tig einen großen Teil ihres Energieverbrauchs 
durch eingeführtes öl decken müssen, was eine 
schwere Belastung für ihre Zahlungsbilanz dar- 
stellt. Das Vorhandensein großer Braunkohle- 
und Torfvorkommen in diesen beiden Ländern 
büdet einen der Interessen der Gemeinschaft 
entsprechenden Faktor der Diversifizierung und 
der Versorgungssicherheit, den es zu erschließen 
gilt. 


9) Anteil am gesamten Primärenergieverbrauch im Jahre 
1981 

Bundesrepublik 

Deutschland 26,8 t RÖE 10,7 % (Braunkohle) 

Griechenland 3,2 t RÖE 22,4 % (Braunkohle) 

Irland 0,8 t RÖE 10,0 % (Torf) 
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Griechenland und Italien mußten Maßnahmen 
ergreifen, die einen höheren Grad der Selbstfi- 
nanzierung der Investitionen in den produzie- 
renden Unternehmen ermöglichen, denn auf 
diese Weise könnte eine bedeutsame Steigerung 
des Anteils von Braunkohle und Torf erreicht 
werden. (In Irland müßte der Anteil des Torfs am 
gesamten Primärenergieverbrauch von gegen- 
wärtig 10 v.H. auf 13 v H. im Jahre 1990 erhöht 
werden, in Griechenland könnte in demselben 
Zeitraum eine Steigerung des Anteils der Braun- 
kohle von 22 v.H. auf 26 v.H. erreicht werden.) 

Die Kommission ist der Meinung, daß zusätzliche 
Beihilfen zugunsten dieser beiden Länder, die zu 
den wirtschaftlich schwächsten der Gemein- 
schaft zählen, notwendig sind, um die entspre- 
chende Produktion zu erreichen. Aus diesem 
Grunde wird die Kommission dem Rat in einer 
besonderen Mitteilung eine spezielle Verord- 
nung auf der Grundlage von Artikel 235 EWG- 
Vertrag vorschlagen, die für fünf Jahre gültig 
sein soll und durch die es den Braunkohle und 
Torf erzeugenden Industrien dieser beiden Län- 
der erleichtert werden soll, ihre Produktionska- 
pazitäten zu erhöhen und mit den modernsten 
Mitteln auszustatten. 

Diese Beihilfe würde in einer direkten, nicht 
rückzahlbaren Subvention bestehen, die maxi- 
mal 25 v.H. der Investitionskosten betragen wür- 
de. Die Kredite für diese Maßnahme sind in dem 
oben erwähnten (4.1.4) Gesamtrahmen von 
300 Mio. ECU zugunsten der festen Brennstoffe 
enthalten. 

4.1.6 Kokskohle 

Die Produktion von Kokskohle ist weitgehend 
von der Entwicklung der Eisen- und Stahlindu- 
strie und deren technologischen Fortschritten 
abhängig. Der Kokskohleverbrauch in der Eisen- 
und Stahlindustrie ist von 63 Mio. t im Jahre 1977 
auf 45,5 Mio. t im Jahre 1982 gefallen, und ein 
Anstieg des Verbrauchs ist kurz- und mittelfri- 
stig nicht abzusehen. Die von der Kommission 
vorgelegte neue Beihilferegelung für Kokskohle, 
die an die Stelle der Ende 1983 auslaufenden 
Regelung treten soll [KOM(83) 174 endg.], zielt 
darauf ab, die einzelstaatlichen Beihilfen beizu- 
behalten und durch eine verstärkte, aber degres- 
siv gestaffelte Beihilfe den innergemeinschaft- 
lichen Handel zu fördern. Sie muß vom Rat unbe- 
dingt bis Ende 1983 verabschiedet werden, um 
keine juristische Lücke entstehen zu lassen. 

Schlußfolgerungen 

1. Verabschiedung einer Verordnung durch den 

Rat 

— über Beihilfen für Investitionen zur Moder- 
nisierung oder zum Ausbau neuer renta- 
bler Steinkohleförderkapazitäten. Im Vor- 
entwurf des Haushaltsplans 1984 sind 
hierfür 300 Mio. ECU veranschlagt (ein 


Teil davon für die Unterstützung der Inve- 
stitionen in der Braunkohle- und Torfpro- 
duktionen in Irland und Griechenland). 
Die Kommission beabsichtigt, für die Zeit- 
dauer der Verordnung Beträge in gleicher 
Größenordnung vorzuschlagen (fünf 
Jahre); 

— über Prämien für die Verringerung der 
Lagerbestände. Im Vorentwurf des Haus- 
haltsplans 1984 sind hierfür 100 Mio. ECU 
veranschlagt, und die Kommission beab- 
sichtigt, für die Zeitdauer der Verordnung 
Beträge in gleicher Größenordnung vorzu- 
schlagen (zwei Jahre) ; 

— über Beihilfen zur Ausweitung der Pro- 
duktionskapazitäten von Braunkohle und 
Torf in Griechenland und in Irland. (Die 
Mittel sind in den oben genannten 
300 Mio. ECU enthalten.) 

2. Prüfung geeigneter Maßnahmen zur Verbes- 
serung der Transparenz der Preisnotierungen 
von Gemeinschaftskohle. 

3. Verabschiedung einer Beihilferegelung für 
Kokskohle vor Ende 1983. Hierfür sind 
60 Mio. ECU im Vorentwurf des Haushalts- 
plans 1984 und 120 Mio. ECU, degressiv 
gestaffelt, für die vier folgenden Jahre vorge- 
sehen. 


5 Soziale Maßnahmen 

5.1 Die Rationalisierung des Steinkohlenbergbaus 
hat seit mehreren Jahren die Durchführung der 
im EGKS-Vertrag vorgesehenen sozialen Maß- 
nahmen zur Folge. Artikel 56.2b EGKS gibt der 
Kommission die Möglichkeit, beschäftigungslos 
gewordenen Arbeitnehmern Beistand zu gewäh- 
ren. In der Hauptsache handelt es sich um Maß- 
nahmen, vorübergehend zur Erhaltung der Ein- 
kommen beizutragen. Nach drei Jahren, in 
denen der Beitrag unter der 15 Mio. ECU-Grenze 
lag, wurden im Jahr 1982 41 Mio. ECU für diese 
Beihüfen bereitgestellt. 

Die Sanierungsmaßnahmen werden Gruppen 
von Arbeitnehmern treffen, die früher von Ent- 
scheidungen über endgültige Entlassungen ver- 
schont geblieben waren. Diese neuen Maßnah- 
men machen eine Verstärkung der Wiederan- 
passungsbeihilfen notwendig, was eine Anpas- 
sung der Höhe der Beihilfen oder eine Erweite- 
rung ihrer Anwendungsdauer und eine Über- 
nahme jüngerer Arbeitnehmer als bisher bedeu- 
tet, die nicht mehr, wie das früher der Fall war, 
im Bergbau wiederbeschäftigt werden können. 

5.2 Darüber hinaus werden Aktionen unerläßlich 
sein, die durch die Schaffung neuer Arbeits- 
plätze dazu beitragen sollen, den fortschreiten- 
den Zerfall des sozio-ökonomischen Umfelds der 
betroffenen Industriereviere zu bekämpfen. 
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Artikel 56.2 a EGKS ermöglichte es im Jahre 
1982, 43 Mio. ECU für zinsbegünstigte Darlehen 
zur Verfügung zu stellen, um die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze zu unterstützen, die der 
Wiederbeschäftigung ehemaliger unter den 
EGKS-Vertrag fallender Arbeitskräfte dienen, 
und zwar sowohl in der Stahlindustrie als auch 
im Bergbau. 

5.3 In Anbetracht der im Gang befindlichen 
Umstrukturierung des Steinkohlenbergbaus hält 
es die Kommission nicht mehr für möglich, neue 
Ausgaben in Verbindung mit der Kohlepolitik 
durch den EGKS-Haushalt finanzieren zu lassen, 
der schon nicht mehr ausreicht, den Belastungen 
im Zusammenhang mit der Umstrukturierung 
der Stahlindustrie zu entsprechen. Die Über- 
legungen der Kommission über diese Frage 


haben zu der Auffassung geführt, daß es die 
beste Lösung wäre, die erforderlichen Mittel aus 
dem EWG-Haushalt zur Verfügung zu stellen. 

Zu diesem Zweck hat die Kommission schon 
60 Mio. ECU in den Haushaltsvoranschlag für 
1984 für Umstrukturierungsmaßnahmen des 
Steinkohlenbergbaus der Gemeinschaft einge- 
setzt. 

Sie wird dem Rat die notwendigen Vorschläge 
für eine Verwendung dieser Kredite unter- 
breiten. 

Verabschiedung eines Instrumentariums durch 
den Rat vor Ende 1983 zur Verwendung der von 
der Kommission im Vorentwurf des Haushalts- 
plans 1984 eingesetzten 60 Mio. ECU für Um- 
strukturierungsmaßnahmen im Steinkohlen- 
bergbau. 


Anhang 

Bestehende Maßnahmen zugunsten der festen Brennstoffe 
Beihilfen 


— Entscheidung 73/287/EGKS Nationale Beihilfen zugunsten der Kokskohle und Unterstützung des 

innergemeinschaftlichen Handels 

— Entscheidung 76/528/EGKS Nationale Beihilfen zugunsten der Unternehmen des Steinkohlen- 

bergbaus 


G emeinschaltliche Industriedarlehen 

— Industriedarlehen, Artikel 54-1 
Investitionen Steinkohlenberg- 
bau, Kokereien usw. 

— Industriedarlehen, Artikel 54-2 
Einrichtungen, die Gemein- 
schaftskohle verwenden (ein- 
schließlich Infrastruktur) 

— Industriedarlehen, Artikel 54-2 
Kokskohlenbergbau in Drittlän- 
dern (Versorgung der Eisen- 
und Stahlindustrie in der 
Gemeinschaft) 

— Darlehen EIB und NGl 


— Darlehen EIB und NGl 


Entscheidung über zinsverbilligte Industriedarlehen, ABI. EG C 79 
vom 29. März 1980 


Entscheidung über zinsverbilligte Industriedarlehen zur Förderung 
des Verbrauchs, ABI. EG C 343 vom 31. Dezember 1982 


Investitionen, die die Verwendung von festen Brennstoffen begünsti- 
gen (einschließlich Infrastruktur) 

Investitionen für Produktion, Infrastruktur und die Verwendung von 
Braunkohle und Torf 


— Zinszuschüsse EWS Kredite für Italien und Irland (oben, Darlehen EIB/NGI) 

— Darlehen zur industriellen Umstellung (neue Arbeitsplätze, Artikel 56-2-b) 
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Darlehen für soziale Zwecke 

— Darlehen für Bergarbeiterwohnungen (Artikel 54-2) mit Zinsbegünstigung 

— Anpassungsbeihüfen für Bergarbeiter (Artikel 56-2-b) 

— Zinsbegünstigte Kredite für die Rekonversion der Bergarbeiter (Artikel 56-2-a) 

Preispoltik 

— Preistransparenz — Beschluß Nr. 77/707 (im Rat vereinigte Vertreter der Regierungen) 

System zur Information über die Preise von Einfuhrkohle 
— Preis-Bulletin, Angewandte Preise 

Forschung und Entwicklung - Demonstration 

— Technische Kohleforschung 
(Artikel 55) (einschließlich 
Sicherheit im Steinkohlen- 
bergbau) 

— Programm für Demonstrations- — Verordnung 1302/78: Vergasung/Verflüssigung fester Brennstoffe 

Vorhaben 

— Neue Verordnungen 1983: Vergasung/Verflüssigung von Brenn- 
stoffen und Substitution von Kohlenwasserstoffen (Verbrennungs- 
technologien usw.) 


Vorräte 

— Richtlinie 75/339/EWG Mindestvorräte an fossilen Brennstoffen in Kraftwerken 

Rechtliche Maßnahmen zur Förderung des Einsatzes von festen Brennstoffen 

— Richtlinien 75/404 und 405/EWG Einschränkung des Verbrauchs von Heizöl und Gas in Kraftwerken 

— zwei Empfehlungen (1983) zur Förderung der Umstellung auf Kohle in Industrie und öffent- 

lichen Gebäuden 
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